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Der Vorsitzende, Abg. Klinckhamer, eröffnet die Sitzung um 14:05 Uhr und stellt die Be-

schlussfähigkeit des Ausschusses fest.  

Vor Eintritt in die Tagesordnung erklärt der Vorsitzende, durch die Plenardebatte halte er ei-

nen Bericht zum Thema über den Verkauf des Waldes Christianslust für erledigt und bean-

tragt, diesen Punkt von der Tagesordnung abzusetzen. - Der Antrag wird mit den Stimmen 

von CDU und SPD gegen die Stimme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Ernährungs- und Lebensmittelforschung in Kiel stärken 

Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/1084 

(überwiesen am 1. Dezember 2006) 

hier: Gespräch mit Prorektor Prof. Dr. Siegfried Wolffram, CAU Kiel 

hierzu: Umdruck 16/1587 

Herr Prorektor Prof. Dr. Siegfried Wolffram von der CAU Kiel trägt das aus Umdruck 

16/1587 ersichtliche Statement vor. 

Der Vorsitzende hält die vorgetragene Argumentation für überzeugend und einleuchtend und 

erklärt, dass der Ausschuss die Intention der CAU unterstütze. 

Herr Prof. Dr. Wolffram bestätigt auf eine Nachfrage von Abg. Dr. Höppner, dass die Durch-

führung der Pläne des Bundesernährungsministeriums erhebliche Auswirkungen auf die Ex-

zellenzinitiative Entzündungsforschung sowie das geplante Kompetenzzentrum Milch hätte. 

Abg. Dr. Höppner hält es für geboten, den historischen Forschungsstandort Kiel zu erhalten. 

Abg. Dr. Klug weist auf die Bewertung des Wissenschaftsrats der Agrarwissenschaftlichen 

Fakultäten vom 16. November 2006 hin. Danach habe die Kieler Universität eine Bewertung 

von eins plus erhalten. Ein zentraler Punkt der Bewertungen und Empfehlungen des Wissen-

schaftsrats sei die in Kiel existierende Vernetzung zwischen universitären und außeruniversi-

tären Forschungseinrichtungen. Vor diesem Hintergrund sollte an die Landesregierung appel-

liert werden, alles in ihren Möglichkeiten Stehende auszuschöpfen, den Standort in Kiel zu 

erhalten. 
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Abg. Harms fragt nach dem geplanten zeitlichen Ablauf. - Herr Prof. Dr. Wolffram hat dazu 

keine verbindlichen Informationen. Nach seiner Kenntnis sei eine Entscheidung, die ur-

sprünglich für Dezember vorgesehen gewesen sei, auf April nächsten Jahres verschoben wor-

den. Beabsichtigt sei eine moderate Abwicklung bis in die Jahre 2010, 2015. 

Abg. Rodust hält es nicht nur für erforderlich, die Landesregierung zum Tätigwerden aufzu-

fordern, sondern selbst alle Möglichkeiten auszuschöpfen, die über die Fraktionen oder Par-

teien bestehen. So habe beispielsweise die SPD-Fraktion mit der Gruppe der Bundestagsab-

geordneten diskutiert und ihnen dieses Thema nachdrücklich ans Herz gelegt. 

Auch Abg. Todsen-Reese hält es für sinnvoll, über die Bundestagsabgeordneten tätig zu wer-

den. Sie schlägt weiter vor, den Bundesminister um einen Gesprächstermin mit dem Vorsit-

zenden und den agrarpolitischen Sprechern zu bitten. 

Abg. Dr. Höppner unterstützt diesen Vorschlag. 

St Rabius schildert im Einzelnen die Aktivitäten der Landesregierung. Danach habe es mehre-

re Schreiben des Ministerpräsidenten und auch persönliche Ansprachen gegeben. Daneben 

hätten Gespräche auf Verwaltungsebene stattgefunden. 

Abg. Dr. Klug merkt an, nach seinen Informationen sei auf Bundesebene eine Entscheidung 

im Januar zu erwarten, und zwar auf der exekutiven Ebene. Gremien des Bundestages seien 

nicht einbezogen. Vor diesem Hintergrund halte er ein Signal im Sinne eines Landtagsbe-

schlusses für hilfreich. Außerdem schlägt er vor, dass sich der Ausschuss weiter mit dem 

Thema beschäftigt. 

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag, den Antrag unverändert anzunehmen. Außerdem be-

steht Einvernehmen darüber, diesen in der Dezember-Tagung in zweiter Lesung zu behan-

deln. 

Des Weiteren verständigt sich der Ausschuss darauf, einen mit den Unterschriften der Aus-

schussmitglieder versehenen Brief an Minister Seehofer zu schreiben. 
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Punkt 2 der Tagesordnung: 

Bericht der Landesregierung über Genreis in Schleswig-Holstein 

Antrag des Abg. Detlef Matthiessen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Umdruck 16/1451 

St Rabius berichtet über Genreis in Schleswig-Holstein und sagt dem Ausschuss zu, ihm den 

Bericht in schriftlicher Form zur Verfügung zu stellen. 

Auf eine Frage des Abg. Matthiessen hinsichtlich der Quantitäten legt St Rabius dar, dass 

darüber keine Angaben vorhanden seien. Herr Dr. Sturm sagt zu, bei den Unternehmen nach-

zufragen und dem Ausschuss das Ergebnis dieser Nachfrage zur Verfügung zu stellen. 

Auf eine Frage des Abg. Dr. Klug merkt St Rabius an, dass Hinweise auf eine Gesundheitsge-

fährdung nicht bekannt seien. Im Übrigen verweist er darauf, dass die nachgewiesene Menge 

weniger als 0,05 % betragen habe. 

Herr Dr. Sturm legt auf eine Frage des Abg. Harms dar, dass für eine der nachgewiesenen 

gentechnisch veränderten Reissorten in den USA inzwischen eine Genehmigung vorliege. Ob 

Genehmigungsverfahren für die anderen zwei Sorten durchgeführt würden, sei ihm derzeit 

nicht bekannt. Es deute allerdings einiges darauf hin. St Rabius ergänzt, dass es sich bei den 

entsprechenden Genehmigungsverfahren um zum Teil sehr langfristige Verfahren handele. 

Zum Thema Kennzeichnungspflicht führt er aus, dass eine Kennzeichnung vorgenommen 

werden müsse, sofern gentechnisch veränderte Produkte verkauft würden. 

Abg. Matthiessen legt dar, bei zugelassenen gentechnisch veränderten Sorten gebe es eine 

Toleranzgrenze von 0,3 %. Er fragt nach, ob es diese Grenze auch bei gentechnisch nicht ver-

änderten Lebensmitteln gebe. St Rabius gibt bekannt, dass derzeit bei gentechnisch nicht ver-

änderten Lebensmitteln eine Nullprozentgrenze vorhanden sei. Vor dem Hintergrund, dass 

Verunreinigungen dadurch entstehen könnten, dass etwa bei der Verpackung dieselben Ma-

schinen benutzt würden, spricht er sich für die Einführung einer Bagatellegrenze aus. 

Herr Dr. Sturm verneint die Frage des Abg. Matthiessen, ob die in Rede stehenden gentech-

nisch veränderten Reissorten gemarkert seien. 
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Abg. Matthiessen möchte wissen, ob die in den USA erfolgte Zulassung eine für Versuchs-

zwecke oder für den Verkauf sei. St Rabius geht davon aus, dass es sich um eine Zulassung 

für den kommerziellen Anbau handele. 
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Punkt 3 der Tagesordnung: 

Bürokratie abbauen - Sportboothafenverordnung überarbeiten 

Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/873 

(überwiesen am 30. Juni 2006 an den Innen- und Rechtsausschuss, den Wirt-
schaftsausschuss und den Umwelt- und Agrarausschuss) 

hierzu: Umdruck 16/1240 

Der Ausschuss schließt sich einstimmig dem aus Umdruck 16/1240 ersichtlichen Votum des 

Wirtschaftsausschusses an und empfiehlt dem federführenden Innen- und Rechtsausschuss, so 

zu verfahren. 
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Punkt 4 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Verwaltungsmodernisierung (Erstes 
Verwaltungsmodernisierungsgesetz) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/1006 

(überwiesen am 11. Oktober 2006 an den Finanzausschuss, den Innen- und 
Rechtsausschuss und den Umwelt- und Agrarausschuss) 

hierzu: Umdrucke 16/1286, 16/1288, 16/1289, 16/1291, 16/1305, 16/1320, 
16/1405, 16/1410, 16/1426, 16/1428, 16/1481 

St Rabius führt kurz in den Gesetzentwurf ein. 

Der Vorsitzende beantragt, Artikel 11 Nr. 5 ersatzlos zu streichen. 

Abg. Dr. Klug äußert eine Reihe von Bedenken gegen den vorliegenden Gesetzentwurf. So 

befürchtet er eine einseitige Begünstigung der Hamburger Stadtwerke, eine mögliche Gebüh-

renerhöhung im Fall einer Teilprivatisierung beziehungsweise eine mögliche Gebührenerhö-

hung wegen der Umsatzsteuerpflichtigkeit der Hamburger Stadtwerke bei Tätigkeiten auf 

schleswig-holsteinischem Gebiet. Für ungeklärt hält er auch die Frage, was passiere, wenn 

sich Hamburg zur Privatisierung ihrer Stadtentwässerung entschließe. Schließlich befürchtet 

er, dass die von der Landesregierung vorgeschlagene Regelung mit den Wettbewerbsregeln 

der EU kollidieren könnte. 

AL Wienholdt erläutert, wenn eine gesetzliche Aufgabe betroffen sei, griffen die Wettbe-

werbsregeln der EU nicht. Hinsichtlich der Privatisierung verweist er zum einen auf den lan-

gen Entscheidungsprozess in Hamburg, der als Ergebnis eine Nichtprivatisierung gehabt habe, 

zum anderen darauf, dass bundesweit nicht an Privatisierungen gedacht werde. 

Er merkt im Übrigen an, dass es bereits seit längerer Zeit in der Praxis eine Zusammenarbeit 

schleswig-holsteinischer Kommunen mit Hamburg gebe. Die Änderungen des vorliegenden 

Gesetzes seien vor dem Hintergrund der Beanstandungen der EU erfolgt. Nach der jetzigen 

Gesetzeslage sei eine bilaterale Regelung ohne Gründung eines Zweckverbandes nicht mög-

lich. Diese Möglichkeit solle nunmehr eröffnet werden. Im Übrigen beziehe sich die Rege-

lung nicht nur auf eine Zusammenarbeit mit Hamburg. Eine Regelung, die größere Teile des 
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Landes Schleswig-Holstein umfasse oder weite Entfernungen beinhalte, sei durch den Begriff 

„ortsnah“ ausgeschlossen. 

St Rabius fügt hinzu, bei einer möglichen Privatisierung in Hamburg sei ein Widerruf mög-

lich. 

Der Ausschuss empfiehlt dem federführenden Finanzausschuss mit den Stimmen von CDU 

und SPD gegen die Stimme von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der FDP, den 

Gesetzentwurf in der vom Vorsitzenden beantragten Weise zu ändern und den so geänderten 

Gesetzentwurf anzunehmen. 
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Punkt 5 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesbodenschutz- und Altlas-
tengesetzes (LBodSchG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/1063 

(überwiesen am 1. Dezember 2006) 

- Verfahrensfragen - 

Der Ausschuss beschließt einstimmig, schriftliche Stellungnahmen einzuholen. Als Frist bis 

zur Abgabe der Stellungnahme wird der 16. Februar 2007 festgelegt. Die Anzuhörenden sol-

len gegenüber der Geschäftsführung binnen einer Woche benannt werden. 
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Punkt 6 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesabfallwirtschaftsgesetzes 
(LAbfWG) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/1064 

(überwiesen am 1. Dezember 2006) 

- Verfahrensfragen - 

Der Ausschuss beschließt einstimmig, schriftliche Stellungnahmen einzuholen. Als Frist bis 

zur Abgabe der Stellungnahme wird der 16. Februar 2007 festgelegt. Die Anzuhörenden sol-

len gegenüber der Geschäftsführung binnen einer Woche benannt werden. 
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Punkt 7 der Tagesordnung: 

Verschiedenes 

a) Abg. Matthiessen spricht den Beschluss des Ausschusses zu Beginn der Sitzung an, den 

Bericht der Landesregierung über den Verkauf des Waldes Christianslust von der Tages-

ordnung abzusetzen. Er kritisiert, dass keine Gelegenheit zur Diskussion vorhanden gewe-

sen sei, sodass er seine Argumente nicht habe vortragen können. 

 Der Vorsitzende weist den Vorwurf zurück. Er verweist darauf, dass er seinen Antrag be-

gründet habe. Darauf habe ordnungsgemäß eine Abstimmung stattgefunden. Abg. Mat-

thiessen habe es freigestanden, sich zu Wort zu melden. 

 Abg. Todsen-Reese hält die Kritik für überzogen. Auch sie weist sie zurück. Im Übrigen 

stellt sie fest, dass Abg. Matthiessen den Sitzungsraum während dieser Diskussion verlas-

se. 

 Abg. Dr. Höppner regt an, derartige Fragen künftig im Vorwege mit dem Ausschussvor-

sitzenden zu besprechen. 

b) Der Ausschuss erörtert, angeregt von St Rabius, mögliche Vorgehensweisen bei der Um-

setzung der Umweltinformationsrichtlinie in Schleswig-Holsteinisches Landesrecht vor 

dem Hintergrund des von der EU eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren. 

 

Der Vorsitzende, Abg. Klinckhamer, schließt die Sitzung um 15:35 Uhr. 

 

 

 

 gez. Klaus Klinckhamer  gez. Petra Tschanter 

 Vorsitzender    Geschäfts- und Protokollführerin 


